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rung nicht so sehr in allzu grundlegenden Rechts­
umstellungen, sondern vielmehr in einer wesentli­
chen Veränderung der wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Gesamtumstände" (S. 182). Diese 
,,Gesamtumstände", die in der DDR Frauen z.B. 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf leichter 
machten als hierzulande, auch wenn Doppel- und 
Dreifachbelastung weiterhin die Regel waren, 
kommen vor. Deutlich wird allerdings auch, daß 
zwei Autorinnen unterschiedlicher Herkunft und 
Perspektive auch in ihren Einschätzungen der 
Realität differieren. Gerade für westliche Leserin­
nen dürfte die „Ost-Sicht" da allerdings auch in 
Hinblick auf mehr Verständnis für nun auftau­
chende Rechtsfragen von Interesse sein. 

Die weiteren Abschnitte des Buches befassen 
sich mit der Alterssicherung, dem Ehe- und Fami­
lienrecht inklusive der Regelungen, die Kinder be­
treffen, und zuletzt dem Schwangerschaftsab­
bruch. Die Regelungen in DDR und Bundesrepu­
blik werden nacheinander dargestellt, was den di­
rekten Vergleich erschwert, aber auch das punktu­
elle achlesen zur einen oder anderen Seite er­
möglicht. Aus einem Guß sind eher die Teile zum 
Übergangsrecht und zur Abtreibung. Bei diesem 
Thema wird es dann auch - unumgänglich - poli­
tischer als sonst: Nach dem anfänglichen Appell an 
rechtspolitisches Engagement (S. 20), der noch 
Hoffnungen wecken konnte, schließt die Diskus­
sion hier allerdings mit „realpolitischen Aussich­
ten" (S. 207) pessimistisch ab. 

Die Autorinnen haben ihr Werk mit einem 
kurzen Überblick über die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen - einschließlich der neuesten Diskus­
sionen zur Verfassungsreform-eingeleitet. Sie for­
dern nach der Beschreibung der „Rechtsfortschrit­
te für Frauen im Schneckentempo" (S. 14) ,,ein 
aufeinander abgestimmtes, differenziertes Gefüge 
von gleichem, d.h. geschlechtsneutralem, protekti­
vem, d.h. schützendem Recht und kompensatori­
schem, d.h. augleichendem Recht" (S. 20). Diese 
allgemeine Forderung, quer zu „entweder Gleich­
heit - oder Differenz" - steht dann kleinteilig am 
Ende der folgenden Abschnitte unter den Stich­
worten „Reformanstöße" und „Individuelle Kon­
sequenzen". 

Aktion ist das Stichwort, weil sonst nichts 
passiert. Rechtspolitisch reformierendes Handeln 
wird da ebenso angeraten wie rechtlich fordernde 
oder individuell verändernde Lösungen, z.B. die 
Einbindung von Männern in Hausarbeit und Kin­
derbetreuung. Daß Frauen nicht „den Kopf in den 
Sand stecken" (S. 104) sollten, macht dieser Über­
blick deutlich. Daß die Flut der behandelten Rege-
1 ungen nicht nur teilweise undurchschaubar, son­
dern auch reformbedürftig ist, bleibt einzig mög­
liche Schlußfolgerung. ,,Sich über die( ... ) Rechts­
lage zu informieren, sollte( ... ) an erster Stelle ste-
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hen" (S. 104). Mit diesem Buch ist das fürs erste 
möglich, sowohl, was die Vergangenheit, als auch, 
wa die Zukunft angeht. 

Buchbesprechung 
Ute Sacksofsky: 

Susanne Baer 

Das Grundrecht auf Gleichberechti­
gung 
Schriftenreihe zur Gleichstellung der Frau Bd. 1, Baden-Baden 
1991,410S. 

Eine neue „rechtsdogmatische Untersuchung 
zu Art. 3 Abs. 2 GG" bereichert das ohnehin schon 
breit gefächerte Literaturspektrum zum hier ver­
fassungsrechtlich beleuchteten Problem der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern. 1 

Der Titel der gerade erschienenen Freiburger Dis­
sertation von Ute Sacksofsky weist auf die Ziel­
richtung hin: Das „Grundrecht auf Gleichberech­
tigung" des Art. 3 Abs. 2 GG soll von Fehlinter­
pretationen befreit werden: neue „dogmatische 
Konturen" (S. 349) sollen zu einer verfassungs­
rechtlichen Lösung derzeit noch offener Rechts­
fragen, wie der Quotierung u.a. von Erwerbsar­
beitsplätzen, führen. 

Sacksofsky beginnt mit einer detaillierten und 
in der Knappheit häufig anspruchsvollen Untersu­
chung der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts. Darin kommt sie zu dem Ergebnis, 
daß „jedes der Prinzipien, welches den dogmati­
schen Anspruch des Bundesverfassungsgerichts -
Art. 3 Abs. 2 GG sei Differenzierungsverbot -
charakterisiert, in der Anwendung nicht aufrech­
terhalten oder zumindest modifiziert wurde, sich 
häufig geradezu in sein Gegenteil verkehrt" (S. 95 
f.). Die in die em Fall harsche Kritik findet sich 
trotz entsprechender Befunde allerdings leider 
nicht immer so deutlich-eine ge~isse Freundlich­
keit gegenüber dem BVerfG ist an vielen Stellen 
nicht zu übersehen und erstaunt angesichts des 
Ergebnisses der Arbeit. Denn daß es dem BVerfG 
z.B. ,,in erster Linie um den Abbau der Benachtei­
ligung der Frau geht" (S. 85) , läßt sich so ohne 
weiteres wohl nicht behaupten. 2 

Ausgehend von ihrer Rechtsprechungskritik 
hinterfragt Sacksofsky in einem zweiten Teil die in 
der juristischen Literatur herrschende Interpreta­
tion des Art. 3 Abs. 2 GG als „Differenzierungs-

Die Frage nach der Steuerungs- und Regelungsfähigkeit 
von Recht, einem Grundsatzproblem in diesem Bereich, 
läßt Sacksofsky unbeantwortet (S. 160). Ihre Arbeit soll 
dafür nur den Rahmen bestimmen (S. 380). 

2 Deutlicher- da distanzierter - fällt die Analyse bezüglich 
der USA au (S. 294 ff.). 
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verbot". Die umfangreiche, historisch gegliederte 
Auseinandersetzung läßt sie zu dem Schluß kom­
men, es werde allzu bereitwillig dem BVerfG ge­
folgt. Die Rechtswissenschaft müsse sich hier folg­
lich auch dieselbe Kritik gefallen lassen. Die ande­
ren, neueren Ansätze in Richtung objektiv-recht­
licher Interpretationen des Gleichberechtigungs­
gebotes seien aus grundrechtstheoretischen Grün­
den abzulehnen: Teils seien sie ignorant (S. 205), 
teils gefährlich (S. 204 ). Hier wird auch der klassi­
sche Ansatz der Arbeit erneut deutlich: Die Dis­
kussion um objektive Funktionen der Grundrech­
te wird auch in anderen Bereichen geführt, die 
Argumente lassen sich hier, wenn auch noch lange 
nicht zu Ende gedacht, so ohne weiteres nicht in 
den Wind schlagen. Mittelbare Diskriminierung 
und Frauenförderung dürften zudem nicht die 
letzten „Geschlechterfragen" sein, die verfas­
sungsrechtlich zu entscheiden sind. Die Ableitung 
eines wie immer gearteten Verfassungsauftrags 
auch aus Art. 3 GG bedürfte hier vertiefter Diskus­
sion, gerade weil es grundrechtstheoretische Be­
denken gibt. 

Erst im letzten Teil der Arbeit wird klar, war­
um Sacksofsky auf einen Verfassungsauftrag ver­
zichten zu können meint. Hier kommt sie zu einer 

eubestimmung des Gehalts von Art. 3 Abs. 2 
GG als „Dominierungsverbot". Klassisch mit dem 
methodischen Minimalkonsens (S. 318) - Wort­
laut, Entstehungsgeschichte, Systematik - vorge­
hend, zeigt sie, warum „Art. 3 Abs. 2 GG als 
Dominierungsverbot" und „Art. 3 Abs. 3 GG als 
Differenzierungsverbot zu verstehen sind" (S. 
348). Sie sieht dabei einen klaren Schutzzweck des 
Art. 3 Abs. 2 GG als vorgegeben: ,,Zugunsten von 
Frauen und eben vorrangig zu ihren Gunsten zu 
wirken" (deutlich S. 374). 

Die Arbeit folgt im Ergebnis dem in den USA 
zur Rassen-, aber auch zur Geschlechterfrage kri­
tisch entwickelten Ansatz des „antisubordination­
principle" 3 

, der Gleichberechtigung als gruppen­
bezogenes Recht sieht. 4 Die us-amerikanische 
Sicht wird - in erster Linie bezogen auf die Ras­
sendiskriminierung - in dem vergleichenden Teil 
der Arbeit dargestellt. In die em dritten Kapitel 
geht sie auf die Rechtsprechung des Supreme 
Court und die Literatur zur Rassendiskriminie­
rung ein und weist schließlich auch auf neuere 
feministische Ansätze hin, deren „dogmatische 
Auswirkungen de lege lata" jedoch begrenzt seien 

3 So für die Geschlechterfrage deutlichst Catharine A. Mak­
Kinnon: Sexual Harassmem of Working Woman. A Case 
of Sex Discrimination, ew Haven 1979 

4 S.a. Vera lupik: Die Entscheidung des Grundgesetzes für 
Parität im Geschlechterverhälmis, Berlin 1988 
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(S. 302). Die Begrenzung dieser Ansätze auf die 
Rechtstheorie wird m.E. jedoch weder deren eige­
nem Anspruch noch den Entwicklungen insbe­
sondere in Kanada, aber auch den USA gerecht. 
„De lege lata" zeigt sich im anglo-amerikanischen 
Recht ohnehin nicht so bald oder so deutlich, wie 
es vielleicht hierzulande der Fall wäre. 

Am Ende von Sacksofskys Arbeit stehen dann 
- und im Verhältnis zu kurz gefaßt - die „dogma­
tischen Konturen" (S. 349) ihres Gleichberechti­
gungsverständnisses. Danach müßte das BVerfG 
jeweils prüfen, ob Frauen als Gruppe nachteilig 
betroffen seien (S. 359). ormen seien nur dann 
gleichberechtigungskonform, wenn eine Un­
gleichbehandlung mit „zureichendem Grund" er­
folge (S. 359). Für die Bestimmung dieses Grundes 
sei dann das Verhältnismäßigkeitsprinzip heran­
zuziehen (S. 366). Im Rahmen der Bestimmung 
eines zulässigen Zweckes, der mit einer Ungleich­
behandlung verfolgt werde, falle Art. 3 Abs. 2 GG 
erneut ins Gewicht. Stelle eine Regelung Frauen 
schlechter (z.B. durch Festlegung auf traditionelle 
Rollen, S. 368), so werde ein unzulässiger Zweck 
verfolgt, die Regelung sei verfassungswidrig. 

Was das konkret bewirkt, wird schließlich 
- aber ebenfalls sehr kurz - anhand der Fälle der 
„klassisch differenzierenden orm" (S. 373)5, der 
mittelbaren Benachteiligung und der Zulässigkeit 
von Frauenfördermaßnahmen angedeutet (S. 373 
ff.). Für letztere sieht sie zwar Beschränkungen in 
sachlicher, zeitlicher und quantitativer Hinsicht (S. 
378 f.), hält „die Quote", derer Varianten es be­
kanntlich viele gibt, aber für grundsätzlich zuläs­
sig. Eine Stimme mehr. 

In seiner Gründlichkeit überzeugt Sacksofs­
kys Versuch, über die immanente Kritik der „herr­
schenden Meinung" zu einer chancenreichen Dog­
matik für Art. 3 Abs. 2 GG zu kommen. Störend 
wirkt allerdings die doch zu knwpe und auf den 
Bereich der Erwerbsarbeit beschränkte Sicht der 
gesellschaftlichen Realitäten, die zum Ausgangs­
punkt ihrer Überlegungen wird (S. 157 f., S. 187 ff., 
S. 372 f.). Insbesondere fehlt hier der Hinweis auf 
- strukturelle - Gewalt, die Sacksofsky unter die 
von ihr angeführte „strukturelle Diskriminierung" 
(S. 189) offensichtlich nicht subsumiert. Es klingt 
dann allzu positiv, was sie im Hinblick auf weibli­
che Lebenszusammenhänge und rechtliche Mög­
lichkeiten der Veränderung voraussetzt. Ebenso 
fehlt eine Einschätzung der us-amerikanischen 
Rechtskultur, die im Hinblick auf den „Import" 

5 Solche direkt diskriminierenden Regelungen seien nahezu 
verschwunden (S. 156), der Rest eine Frage der Zeit. Hin­
sichtlich des von ihr oft problematisierten Arbeitsschutzes 
erscheint das zumindest fraglich. 
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dortiger Lösungsansätze zu berücksichtigen wäre. 
Und schließlich hätte hier die Chance bestanden, 
deutlicher zwischen formal und materiell verstan­
denem Gleichheitsbegriff zu differenzieren (z.B. S. 
193 ), zumal eine klare Definition in der politischen 
wie juristischen Auseinandersetzung dringend 
notwendig erscheint. 6 

Allein der Wandel seiner (diskriminierenden) 
„Vorstellung" (vgl. S. 101), den die Autorin für so 
maßgeblich hält, hilft praktisch allerdings noch 
nicht viel weiter. Gegen patriarchales Interesse an 
Privilegien- und Machterhaltung ist auch die 
Grundrechtsauslegung nicht ohne weiteres ge­
wachsen. Die von Sacksofsky vorgeschlagene 
Dogmatik könnte aber dazu beitragen, die schlich­
te Beibehaltung des rechtlichen Status quo zu ver­
hindern und rechtspolitische Möglichkeiten zu er­
öffnen. Insofern ist dieser umfang- und aufschluß­
reichen Arbeit nicht nur Lektüre, sondern auch 
- wirkungsvoll - Gehör zu wünschen. 

Susanne Baer 

6 So unterstellt z.B. Dürig den Wunsch auf Angleichung der 
Frau an den Mann. Vgl. dazu Ute Gerhard: Gleichheit ohne 
Angleichung, München 1990, S. 15 
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